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Bericht 
des Außenpolitischen Ausschusses 

über die Regierungsvorlage (633 der Bei­
lagen): Übereinkommen über die Gründung 
der Europäismen Gesellsmaft für die memi­
sme Aufarbeitung bestrahlter Kernbrenn-

stoffe (EUROCHEMIC). 
Die Bundesregierung hat dem Nationalrat das 

übereinkommen über die Gründung der Euro­
päischen GeseIIschaft für die chemische Aufarbei­
tung bestrahlter Kernbrennstoffe (EURO­
CHEMIC) sowie die Satzungen dieser Gesell­
schaft zur verfa,ssungsmäßigen Genehmigung vor­
gelegt. 

Dieses übereinkommen wurde am 20. Dezem-­
ber 1957 durch die Regierung~n von zwölf Staa­
ten der OEEC - darunter österreich - unter­
zeichnet. Es handelt sich bei der EUROCHEMIC 
um das erste internationale Unternehmen auf 
den;t Gebiete der Atomenergie, das im Rahmen 
der Europäischen Kernenergie-Agentur· (ENEA) 
der OEEC en~standen ist und vor aIlem indu­
strieIlen Zwecken dienen wird. In den Aufarbei­
tungsanlagen der GeseIIschaft soIlen die in Reak­
toren ber,eits . verwendeten - bestrahlten '­
Kernbrennstoffe chemisch regeneriert werden, 
wobei in komplizierten Prozessen die bei der 
Kernspaltung in den Brennstoffelementen ent­
standenen Produkte vom unverbrauchten und 
wieder verwendbaren Uran getrennt werden. 

Die immer zahlreicher werdenden Reaktoren­
anlagen im OEEC-Raum lassen die Errichtung 
der geplanten Anlage notwendig erscheinen. 
Diese wird mehrere Zwecke zu erfüIlen haben: 
sie wird zur Aufarbeitung der Brennstoffe aus 
Forschungs- und Versuchs reaktoren, für For­
schungszwecke sowie zur Ausbildung von Fach­
p~rsonal. di.enen. Für die Errichtung der Anlage, 
dIe bereltS 1m Jahre 1961 den Betrieb aufnehmen 
solI, wurde ein Gelände in der Nähe des belgi­
schen Kernforschungszentrums in Mol aus­
gewählt. 

Das Gemeinschaftsunternehmen wird die Form 
einer Aktiengesellschaft haben; wodurch die Be­
teiligung von Regierungen, öffentlichen oder 
halböffentlichen Einrichtungen sowie auch von 
privaten Unternehmungen möglich sein wird. 

pie Kosten der Anlage werden von den Fach­
experten mit 12 Millionen Dollar beziffert; ein­
schließlich der Betriebsausgaben und eines Re­
servekapitals von 1 Million DoIlar werden sich 
die Gesamtkosten bis Anfang 1965 auf 20 Mil-

Dipl.-Ing. Dr. Weiß 
Berichterstatter 

li<;men Dollar belaufen. Da~ benötigte Kapital 
WIrd durch Ausgabe von 400 Aktien mit einem 
Nennwert von je 50.000 Dollar aufgebracht. 
österreich wird hievon 20 Aktien übernehmen. 

Hinsichtlich der einzelnen Bestimmungen des 
übereinkommens wird auf die Erläuternden Be­
merkungen der Regierungsvorlage hingewiesen. 

Da der Gesellschaft eine Reihe von Privilegien 
eingeräumt werden so lIen, die in der österreichi­
schen ?esetzgebung nicht vorgesehen sind, ist das 
überemkommen als gesetzändernder Staatsver­
trag im Sinne des Artikels 50 Bundes-Verfas­
sungsgesetz in der Fassung von 1929 anzusehen 
und bedarf zu seiner Gültigkeit der Genehmi­
gung durch den Nationalrat. 

Der Außenpolitische Ausschuß hat die Regie­
rungsvorlage in seiner Sitzung am 12. März 1959 
in Anwesenheit des Bundesministers für die Aus­
wärtigen Angelegenheiten Dr. h. e. Dipl.-Ing. 
F i g I -und. der Staatssekretäre Dr. Kr eis k y 
und Dr. G s c h ni tZ er beraten. Zum Gegen­
stande sprach außer dem Berichterstatter der Ob­
m.ann des Ausschusses Abgeordneter Dr. T 0 n­
eIe. 

Der Ausschuß nahm eine Richtigstellung des 
Textes der Regierungsvorlage dahingehend zur 
Kenntnis, daß die dem Texte des übereinkom­
mens und der Satzung der Europäischen Gesell­
schaft für die chemische Aufarbeitung bestrahlter 
~ernbrennstoffe irrtümlich beigesetzte Beglau­
bIgungsklausel, beginnend mit den Worten «La 
presente copie » bis « aux Signataires» (Seite 14 
und Seite 31 der Regierungsvorlage), zu streichen 
~t. . . 

Der Ausschuß faßte sodann-den Beschluß, dem 
Hohen Hause die Genehmigung dieses überein­
kommens zu empfehlen. 

Der A n t rag des Außenpolitischen Aus­
schusses lautet demnach: 

Der Nationalrat wolle beschließen: 
"De.m von der Bundesregierung vorgelegten 

überemkommen über die Gründung der Euro­
päischen Gesellschaft für die chemische Aufarbei:" 
tung bestrahlter Kernbrennstoffe (EURO­
CHEMIC) einschließlich der einen Bestandteil 
dieses übereinkommens bildenden Satzung (633 
der Beilagen) wird gemäß Artikel 50 Bundes­
Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929 die 
verfassungsmäßige Genehmigung erteilt." 

Wien, am 12. März 1959 

Dr. Toncic 
Obmann 
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